 6efeh- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 53. 


(Nr. 6681.) Statut des Perleberger Wieſenverbandes. Vom 13. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. 57. Fuck. 
Samml. vom Jahre 1843. S. 51.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


. 1. 


Bei der Spezialſeparation der Stadtfeldmark Perleberg iſt ein Weiderevier 
von 129 Morgen 78 Quadratruthen am rechten Ufer des Stepenitzfluſſes unter⸗ 
halb der Stadt Perleberg, in unmittelbarer Nähe der Stadtforſt auf der Witten⸗ 
berger Seite, außer Theilung geblieben. : 


Daſſelbe ift den im §. 1. des am 31. Januar 1856. beftätigten Separations⸗ 
rezeſſes unter 1. bis 390. aufgeführten Intereſſenten, mit Ausſchluß der im H. 17. 
genannten Beſitzer kleinerer Grundſtücke, gemeinſchaftlich ausgewieſen und in Rieſel⸗ 
wieſen umgewandelt worden. 


Die Beſitzer der Pläne hinter jenem Revier, welches auf der durch den 
Vermeſſungsreviſor Röſtel im Februar 1865. angefertigten Ueberſichtskarte von 
den einzelnen Abtheilungen der Rieſelwieſen zu Perleberg mit der Abtheilung J. 
bezeichnet iſt, ebenfalls am rechten Ufer der Stepenitz in den Abtheilungen II. 
und III. belegen, und die Beſitzer der Pläne am linken Ufer der Stepenitz, in 
den Abtheilungen IV. und V. belegen, haben ihre Pläne, ſoweit fie auf derſelben 
Karte farbig markirt ſind, gleichfalls zu Rieſelwieſen umgeſchaffen. Die bis jetzt 
zu Rieſelwieſen in den gedachten fünf Abtheilungen umgeſchaffenen Grundſtücke 
enthalten nach dem durch Röſtel t und berichtigten Kataſter vom 
23. März 1865. 712 Morgen 94 Quadratruthen. Die Eigenthümer dieſer 
9 werden zu einer Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten unter dem 

amen: 
„Perleberger Wieſenverband“ 
vereinigt. 
Jahrgang 1867. (Nr. 6681.) 105 i Die 


Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1867. 


Die Genoſſenſchaft at ihren Sit in Per 


5 | rg und ihren Gerichtsſt 
dem Kreisgerichte daſelbſt. 55 b 
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Die auf der im F. 1. kt Ueberſichtskarte nicht farbig verzeichneten 
Grundſtücke eignen fich ebenfalls zur Umſchaffung in Rieſelwieſen und ſind die 
Beſitzer derſelben, falls ſie ihre Grundſtücke ganz oder theilweiſe in Rieſelwieſen 
umſchaffen wollen, berechtigt, der Genoſſenſchaft unter den in dieſem Statut an 
gegebenen Bedingungen beizutreten. © 


§. 3. 


Oberhalb der Rieſelwieſen im Stepenitzfluſſe iſt ein Stauwerk (Haupt⸗ 
ſchleuſe) und vor dieſer iſt von der Stepenitz aus auf jeder Seite derſelben ein 
Hauptkanal angelegt. 

Zur Beſtreitung der Koſten dieſer Anlagen, ſowie der Koſten zur Her⸗ 
ſtellung der Rieſelwieſen in der Abtheilung 1., find Kapitalien darlehnsweiſe auf 
net und bilden dieſe eine gemeinſchaftliche Schuld der Beſtzer der Ab⸗ 

eilung 1. f 
Ueber die Verwaltung dieſer Abtheilung wird eine beſondere Kaſſe geführt. 


$. 4. 
Im Jahre 1863. find die vorgedachte Hauptſchleuſe und der dazu erfor: 


derliche Fangdamm neu erbaut. Dieſe Anlagen haben einen Koſtenaufwand von 
1807 Rthlr. 13 Sgr. verurſacht, welchen die Beſitzer ſämmtlicher Rieſelwieſen 
00 Verhältniß ihres Beſitzſtandes in denſelben, der Fläche nach, aufgebracht 
aben. 72 
Von jeder ſpäteren neuen Anlage von Rieſelwieſen haben die Eigenthümer 
derſelben pro Morgen Fläche 23 Rthlr. an die Kaſſe des ganzen Verbandes zum 
Schleuſenbaufonds zu entrichten, bevor ihnen Waſſer zur Berieſelung zu⸗ 
geführt wird. 
Von dieſen Nachzahlungen wird ein Reſervefonds zur Reparatur der 


Hauptſchleuſe gebildet. 
§. 5. 


Zur Führung reſp. Verwaltung der in den HF. 3. und 4. gedachten beiden 
Kaſſen wird ein Rendant von der Generalverſammlung gewählt, ö 
Derſelbe erhält eine ſeiner Arbeit nach angemeſſene, von den geſammten 
Deputirten zu beſtimmende Remuneration, hat dagegen, wenn es verlangt wird, 
eine Kaution zu beſtellen und iſt verpflichtet, bei den Auktionen der Futterverkäuf 
der Rieſelwieſen in der I. Abtheilung ſtets anweſend zu ſein. e 


$. 6. 

Von den Beſitzern der Rieſelwieſen in den Abtheilungen II. III. IV. und V. 
ſind die Koſten der gemeinſchaftlichen Anlagen darin, als: ie de und Räu⸗ 
mung der Hauptkanäle, zu Hauptgräben, Schleuſen, Ueberfällen, Küpen, Brücken 
u. ſ. w., nach Verhältniß ihres Beſitzſtandes in der betreffenden Abtheilung, der 
Fläche nach, aufgebracht worden, und haben die in der 111 Abtheilung 24 Rthlr. 

= 2 2 5 2 2 


; IV. und V. 4 


pro Morgen beigetragen. 

Von jeder ſpäteren neuen Anlage von Rieſelwieſen haben die Eigenthümer 
derſelben, je nachdem ſie in der einen oder anderen Abtheilung liegt, den von den 
Beſitzern der Rieſelwieſen der betreffenden Abtheilung geleiſteten Beitrag zu den 
Koſten der gemeinſchaftlichen e überdies an die Kaſſe der betreffenden Ab⸗ 
theilung, die für jede Abtheilung beſonders und unentgeltlich von den gewählten 
Deputirten geführt wird, zu entrichten, bevor jenen Waſſer 15 Berieſelung zu⸗ 
geführt wird. Von dieſen Nachzahlungen werden ebenfalls Reſervefonds zu Re⸗ 
paraturen der gemeinſchaftlichen Anlagen in den bezüglichen Abtheilungen gebildet. 

Bei zu großem Beſtande dieſer Abtheilungskaſſen kann derſelbe auch nöthigen⸗ 
falls, nach Beſchluß des Vorſtandes, an die Abtheilungsmitglieder nach ihrem 
Beſitzſtande vertheilt werden. 


9 75 


Auf Grund des im F. 1. erwähnten Rezeſſes und der Nachträge deſſelben, 
ſowie des Lagerbuches und der Mutterrolle zur Grundſteuerregelung und des 
Hypothekenbuches von 1 iſt von den berieſelten Geſammtflächen der ein⸗ 
zelnen Genoſſen in allen fünf Abtheilungen ein beſonderes Kataſter, vom 19. Mai 
1866., angefertigt. g 

In dieſem Kataſter, welches von dem im H. 5. bezeichneten Rendanten ge⸗ 
führt wird, ſoll jede Veränderung vermerkt werden. 

Die darin angegebenen berieſelten Flächen bilden die Norm zur Ermittelung 
von Beiträgen. 


§. 8. 
Die Anlage in der Abtheilung I. iſt eine ihren Beſitzern gemeinſchaftlich 


gehörige, und der Antheil eines jeden Intereſſenten an derſelben iſt weder auf 
der Karte, noch in Wirklichkeit abgetheilt und begrenzt, vielmehr ideell. 


b. 9. 


An der Spitze der Sozietät der Abtheilung I. haben bisher Deputirte ge 
(Ar. 6681“ 105* ſtanden 


. r — 796 
ſtanden, welche von den Intereſſenten in der unterm 10. November 1841. von 
dem damaligen Kommiſſar der Separation aufgenommenen, ſpäter dem am 
31. Januar 1856. beſtätigten Rezeſſe annektirten Vollmacht erwählt worden ſind. 
Diefe Deputirten haben ihr Mandat gekündigt und werden mit dem Tage, an 
welchem dieſes Statut in Wirkſamkeit tritt, unter Aufhebung der ihnen ertheilten 
Vollmacht aus ihrem Amte, ihrem 90 gemäß, . Sie haben die 
Uebergabe durch Rechnungslegung an den Verbandsvorſtand zu bewirken. 

Die Rechnung iſt bis dahin ſo vorzubereiten, daß dann auch die Decharge 
ertheilt werden kann. 


$. 10. 


Die Angelegenheiten des geſammten Wieſenverbandes werden geleitet von 
Deputirten, welche zuſammen den Vorſtand bilden und aus ihrer Mitte einen 
Vorſteher wählen. 5 

Dieſelben bekleiden dies Ehrenamt unentgeltlich und werden nur baare 
Auslagen aus der Genoſſenſchaftskaſſe erſetzt. 

Es werden für die I. Abtheilung 5 und für jede der übrigen vier Abthei⸗ 
lungen 2 Deputirte gewählt. 

Sollten ſpäterhin noch mehr Abtheilungen gebildet werden, ſo werden für 
jede dieſer neuen Abtheilungen 2 Deputirte gewählt, die dem Vorſtande als Mit⸗ 
glieder deſſelben beitreten. FE 


8. 11. 


f Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen jeder 
Abtheilung aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. Bei der Wahl hat jeder 
Wieſengenoſſe bei einem Beſitzſtande bis zu 4 Morgen 179 Quadratruthen be⸗ 
rieſelter Fläche Eine Stimme. d 
5 Wer von 5 Morgen bis 9 Morgen 179 Quadratruthen beſitzt, hat zwei 
Stimmen, wer von 10 15 955 bis 14 19 95 179 Quadratruthen beſitzt, hat 
drei Stimmen, wer von 15 Morgen bis 19 Morgen 179 Quadratruthen beſizt, 
hat vier Stimmen und wer 20 Morgen und mehr beſtzt, hat fünf Stimmen. 
Der Kommiſſarius der Auseinanderſetzungs-Behörde beruft durch Bekannt⸗ 
machung im Perleberger Lokalblatt die erſte Wahlverſammlung und führt den 
Vorſitz in derſelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ber- 
treter, Ehemänner für ihre Ehefrauen mitſtimmen. 
Wählbar iſt derjenige, welcher eine Wieſe im Verbande beſitzt und den 
Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. 
Als gewählt ift derjenige zu betrachten, wer die abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit hat. 5 
8 Die künftigen Wahlen hat der zeitige Vorſteher zu berufen und die Neu 1 
gewählten zu verpflichten. s 128 Er 


Dr 


707 . 


§. 12. 


Der Wieſenvorſtand iſt die Verwaltungsbehörde des Verbandes und vertritt 
denſelben anderen Behörden und Perſonen gegenüber. Der Vorſteher hat ins⸗ 
beſondere: 


a) Konferenzen des Vorſtandes, ſowie Generalverſammlungen zu veranlaſſen. 
Konferenzen des Vorſtandes müſſen auf Antrag zweier Deputirten 

ſtattfinden 5 

b) die von dem Vorſtande beſtimmten Beiträge auszuſchreiben und die 
Kaſſenverwaltung mit Zuziehung zweier Deputirten zu revidiren ; 

e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vorſtande zur Feſtſtellung 
und Abnahme vorzulegen, die Rechnungen müſſen der Generalverſamm⸗ 
lung gelegt werden und dieſe ertheilt auch Decharge ; 


d) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen. 


In Behinderungsfällen läßt ſich der Vorſteher durch einen Deputirten 
vertreten. 


$ 18. 


Der Wieſenvorſtand ift befugt, Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des 
Verbandes wegen Verletzung des Statuts und der dazu noch beſonders zu er⸗ 
laſſenden Reglements bis zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Ge 
noſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 


$. 14. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand die er⸗ 
forderliche Zahl von Wieſenwärtern, die weder Rieſelwieſen beſitzen, noch der⸗ 
gleichen pachten dürfen und in Perleberg wohnen, auf dreimonatliche Kündigung 
an. Den Lohn derſelben beſtimmt die Generalverſammlung der Genoſſen nach 
dem Vorſchlage des Vorſtandes. 

Den Wieſenwärtern liegt die Bewäſſerung unter Aufſicht des Vor⸗ 
ſtandes ob. 

Sie müſſen jo wäſſern, daß alle Parzellen den verhältnißmäßigen Antheil 
an Waſſer erhalten, worüber ſie Behufs der Kontrole ein Tagebuch zu führen 
haben. 

Kein Eigenthümer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen, oder überhaupt 
die Bewäſſerungsanlagen 1 verändern, bei Vermeidung einer der Ge⸗ 
noſſenſchaftskaſſe anheimfallenden Konventionalſtrafe von zwei Thalern für jeden 
Kontraventionsfall. 

Die Wieſenwärter müſſen den Anweiſungen des Wieſenvorſtandes pünkt⸗ 

(Nr, 6681.) lich 


zu Einem Thaler beſtraft werden. 
$. 15. 


| Die ganze Anlage der fünf Abtheilungen iſt vom Vorſtande einer genauen 
Reviſion zu unterwerfen und anderweitig dahin zu reguliren, daß das Waſſer 
allen betheiligten Wieſen verhältnißmäßig zu Gute kommt. Der Regulirungs⸗ 
plan unterliegt, wenn er bei den Genoſſen Widerſpruch findet, der Entſcheidung 
der im F. 18. genannten Aufſichtsbehörden. 

Die durch dieſe Regulirung entſtehenden Koſten, ſowie die Koſten der Unter- 
haltung, werden in der Art getragen, daß ſie, je nachdem ſie auf der einen oder 
der anderen Seite der Stepenitz enkſtehen, von den Beſitzern der Rieſelwieſen auf 


der betreffenden Seite der Stepenitz aufzubringen ſind. 


$. 16. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit und den Umfang von Grund⸗ 
gerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen 
Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, ge: 
hören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen, Angelegenheiten des Ver- 


bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffenden Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. i 

Geegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſtande angemeldet werden muß, Ein 
weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 0 die Koſten. 
Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern, und zwar dem Landrathe des 
Weſtpriegnitzer Kreiſes und zwei Schiedsrichtern, von welchen jede Partei Einen 
wählt. Unkerbleibt die Wahl binnen vier Wochen nach der vom Landrathe er⸗ 
laſſenen Aufforderung oder einigen ſich die verſchiedenen Mitglieder einer Partei 
binnen gleicher Friſt nicht über die Wahl, ſo erfolgt die Ernennung des Schieds⸗ 
richters für die betreffende Partei durch die Regierung in Potsdam. Das Schieds- 
gericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 


$. 17. 


| lich Folge leiſten und können von demſelben mit Verweis und Geldbußen bis 


Freren 


Wegen der Wäſſerungsordnung und der Grabenräumung hat der Vorſtand | 5 


die nöthigen Beſtimmungen zu treffen, und kann derſelbe Uebertretungen mit 


$. 18. 4 


Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern bedrohen und dieſe einziehen. 


1 Verband ſteht unter Aufſicht des Staates, welche von der Regierung 
in Potsdam und dem Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten aus⸗ 
x en mit der Befugniß, welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden 
zuſteht. Bi RR 
es a 5 
af! Aenderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmigung 
erfolgen. 8 f 7 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f b | „ 
Gegeben Berlin, den 13. Mai 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. V. Selchow. 


(Nr. 6682.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Juni 1867, betreffend die Aufhebung der Schlacht-, 
i Fleiſch⸗ und Mehl⸗Aceiſe im vormals Heſſen-Homburgiſchen Amte Homburg. 


Auf Ihren Bericht vom 31. Mai d. I. beſtimme Ich hierdurch mit Bezug 
auf die Verordnung vom 11. Mai d. J., betreffend die Einführung der Preu⸗ 
ßiſchen Heco in den zum Regierungsbezirke Wiesbaden vereinigten neuen 
Landestheilen ꝛc. (Geſetz Samml. S. 593.), daß die in dem vormals Landgräf⸗ 
lich Heſſen⸗Homburgiſchen Amte Homburg noch beſtehende, für den Staat er⸗ 
hobene Schlacht-, Fleiſch⸗ und Mehl⸗Acciſe vom 1. Juli d. J. ab aufgehoben wird. 
Ich beauftrage Sie, hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 1. Juni 1867. N 


5 


a Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. 


An den Finanzminiſter. 


(Ar, 6681-6688.) 


e 


r. 6683.) Ve 
ey 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen de. 
verordnen für den Umfang derjenigen ehemals Bayeriſchen und ehemals Groß. 
bherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, welche nach der Verordnung vom 22. Februar 
D. J. (Geſetz⸗Samml. S. 273.) mit dem ehemaligen Rurfärftenthumie Hefien 
zuſammen den „Regierungsbezirk Kaſſel“ bilden, was folgt: f 


= Die Se General⸗Brandkaſſe zu Kaſſel wird ermächtigt, nach Maaß⸗ 
hase der für ihre Verwaltung geltenden Vorſchriften aus nachgenannten, durch 
das Geſetz vom 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. S. 876.) mit der Preußi⸗ 

ſchen Monarchie vereinigten Gebietstheilen: . f = 


a) dem Bezirksamte Gersfeld, 
b) dem Landgerichtsbezirke Orb, ohne Aura, N 
e) dem Kreiſe Vöhl, einſchließlich der Enklaven Eimelrod und Höringhauſen, 


vom 1. Oktober d. J. Verſicherungen von Gebäuden gegen Feuersgefahr an⸗ 
zunehmen. 


5 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 1. Juni 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin „gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
EN (R. v. Decker). 
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